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1. PROBLEMSTELLUNG

Gemäss der Bundesverfassung hat die Landwirtschaft einen wesent-
lichen Beitrag zur gesicherten Versorgung mit Nahrungsmitteln, 
zur Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, zur Pflege der 
Kulturlandschaft und zur dezentralisierten Besiedlung des Landes 
zu leisten. Dieses Mandat ist durch eine marktorientierte und 
nachhaltige Produktion zu erfüllen.

Die neue Ausrichtung der Landwirtschaftspolitik des Bundes (LP 
2002) stellt somit die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und 
die Nachhaltigkeit in den Vordergrund. Als Instrument zur Erreichung 
dieser Ziele vermögen die Bodenverbesserungen optimale und 
dauerhafte Strukturen zu schaffen, die zur Erfüllung des der 
Landwirtschaft erteilten multifunktionellen Mandats unerlässlich 
sind. Folgende Ziele sind zu verwirklichen:
· Die Verbesserung der Betriebsgrundlagen, um die Produktions-

kosten zu senken.

· Die Verbesserung der Lebensbedingungen und der wirt-
schaftlichen Verhältnisse der Landwirte, insbesondere im 
Berggebiet.

Darüber hinaus stehen die Bodenverbesserungen ebenfalls im 
Dienst des Umweltschutzes, des Natur- und Landschaftsschutzes, 
des Tierschutzes und der Raumplanung.

LP 2002 und die dazu gehörenden Vorschriften, insbesondere 
in Sachen Tier- und Gewässerschutz, setzen voraus, dass die 
Landwirte Investitionen zur Anpassung ihrer Strukturen tätigen. 
Aufgrund der in den vergangenen Jahren festzustellenden 
Verminderung des landwirtschaftlichen Einkommens und der 
hohen Verschuldung der Landwirtschaftsbetriebe verfügen zahl-
reiche Landwirte ohne die Investitionshilfen des Bundes und 
des Kantons nicht über ausreichende finanzielle Ressourcen, 
um die nötigen Investitionen tätigen zu können. Die in diesem 
Zusammenhang gewährten Investitionshilfen in Form von Beiträgen 
oder Investitionskrediten werden in Zukunft noch an Bedeutung 
gewinnen.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Der wirtschaftliche Erfolg eines Landwirtschaftsbetriebs hängt 
von strukturbedingten Elementen ab, zu denen beispielsweise 
die Landumlegung , die Erschliessungswege, die Betriebsgrösse 
oder der Zustand und die Zweckmässigkeit der Gebäude 
gehören. Angemessene Strukturen verbessern im allgemeinen 
die Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft und gewähren den 
Landwirten mehr Freiheit in der Führung ihres Betriebes, da sich 
rascher auf die Entwicklung der Märkte und auf die internationale 
Konkurrenz reagieren lässt.

Der wirtschaftliche Druck und die strengen Schutzbestimmungen 
erfordern nicht nur die bestmögliche Ausnützung der bestehenden 
Kapazitäten, sondern auch Investitionen, um Infrastruktur und 
Gebäude anpassen zu können.

Die Aktionsschwerpunkte wurden nach den strukturellen Schwach-
stellen der freiburgischen Landwirtschaft festgelegt.

Mitwirkende Stellen

MelA, BNS, WaldA und BRPA

Verwaltungspraxis

Unveränderte Ziele der 
kantonalen Politik

Unveränderte Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Keine kantonale Studie 
erforderlich

Keine neuen Auswirkungen auf 
die Ortsplanung

Unveränderte 
Aufgabenverteilung

Rechtlicher Rahmen

Neue eidgenössische oder 
kantonale Gesetzesgrundlage 
seit dem alten kantonalen 
Richtplan
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Neuordnung des Grundeigentums

Mehrere Regionen sind durch eine weitgehende Zerstückelung 
gekennzeichnet und benötigen eine Landumlegung , zu denen 
funktionsgerechte Erschliessungswege hinzukommen sollten. Eine 
zweckmässige Grundstückordnung hängt weitgehend von den 
Einrichtungen ab.

Diese Art der Bodenverbesserung ermöglicht:
· Die Ziele des Natur- und Landschaftsschutzes zu verwirklichen, 

zum Beispiel durch die Schaffung ökologischer Netze.

· Die Ziele der Raumplanung, wie die Realisierung öffentlicher 
Infrastrukturen (z. B. Strassen), durchzusetzen.

· Das ackerfähige Kulturland in quantitativer Hinsicht zu 
schützen.

· Die dezentralisierte Besiedlung des Landes zu erhalten.

In Anbetracht der hohen Verschuldung der Landwirtschaftsbetriebe 
und der Erfordernisse der Finanzpolitik ist die Neuordnung des 
Grundeigentums in Zukunft durch vereinfachte Güterzusammen-
legungen, insbesondere durch die Verkleinerung des zu bau-
enden Wegnetzes oder durch freiwillige Flurbereinigungen 
durchzuführen.

Die Gesamtfläche, für die sich eine vereinfachte Güterzusammen-
legung oder freiwillige Flurbereinigung lohnen würde, beträgt 
25000 ha. Diese Arbeiten sollten in den nächsten zwanzig 
Jahren durchgeführt werden können.

Landwirtschaftliche Hochbauten

Das Problem der veralteten landwirtschaftlichen Hochbauten 
gehört zu den Schwachstellen der freiburgischen Landwirtschaft. 
Einige Landwirte müssen das Vieh während des ganzen Winters 
in mehreren, teilweise baufälligen Ställen füttern und auf diese 
Weise unter schlechten Bedingungen für ein ungenügendes Resultat 
arbeiten.

Die Zahl der Gebäude, die in den nächsten fünfzehn Jahren 
umgebaut oder neu gebaut werden müssen, lässt sich auf 1000 
Einheiten schätzen.

Anlagen zur Hofdüngerlagerung

Gemäss dem Gewässerschutzgesetz muss jeder Landwirtschafts-
betrieb bis Ende 2007 über genügend grosse Anlagen 
zur Hofdüngerlagerung verfügen, um deren umweltgerechte 
Verwendung sicherzustellen.

Die bisher in diesem Bereich gemachten Anstrengungen sind 
fortzusetzen. Der grösste Teil des fehlenden Volumens sollte 
in den nächsten Jahren verwirklicht werden können, damit 
sich die Landwirte der Gewässerschutzgesetzgebung anpassen 
können.

Landwirtschaftliche Gemeinschaftsbauten

Der Bau landwirtschaftlicher Gemeinschaftsanlagen verstärkt 
die gegenseitige Hilfe unter den Landwirten. Der Bau von 
Gemeinschaftsanlagen zur Hofdüngerlagerung ist zu fördern, 
um Investitionen in Betrieben zu vermeiden, deren Fortbestand 
mittel- oder langfristig nicht gesichert ist.
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Bodenverbesserungen im Berggebiet

In den Berggebieten trägt die Landwirtschaft beträchtlich zur 
Erhaltung einer dezentralisierten Besiedlung des Landes sowie 
zum Schutz und zur Pflege der Kulturlandschaft bei. Die 
Durchführung von Bodenverbesserungsarbeiten, wie Wegen und 
Wasserversorgungen, schafft günstige Voraussetzungen für die 
Landwirtschaft und verhilft der Bergbevölkerung zu einem angemes-
senen Lebensniveau, indem insbesondere ihre Arbeitsbedingungen 
verbessert werden.

Die Verwendung bestimmter Einrichtungen, wie der Alpwege, zu 
touristischen Zwecken ist gelegentlich eine Quelle für Konflikte. Der 
Staatsrat hat verschiedentlich seinen festen Willen geäussert, den 
Verkehrsbeschränkungen auf Alpwegen Achtung zu verschaffen. 
Soweit die letzteren gebaut sind, dürfen sie nur der Alp- und 
Forstwirtschaft zur Verfügung stehen.

In Berggebieten sind die Baukosten aufgrund der topographi-
schen Bedingungen, der Geologie und der zurückzulegenden 
Distanzen deutlich höher als in den übrigen Produktionszonen. 
Diese Nachteile sind durch Investitionshilfen der öffentlichen Hand 
auszugleichen.

In den meisten Fällen beschränkt sich eine Bodenverbesserung im 
Berggebiet nicht auf den Agrarsektor allein. Zu den Interessen der 
Alpwirtschaft können Belange der Forstwirtschaft, der touristischen 
Entwicklung oder des Schutzes gegen Naturgefahren hinzukommen. 
In diesen Fällen lassen sich die zu unternehmenden Arbeiten 
durch die Schaffung eines Mehrzweckunternehmens koordinieren 
und rationalisieren.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Die Bodenverbesserungen haben Bedürfnissen und Interessen zu 
entsprechen, die nicht immer leicht miteinander in Einklang zu brin-
gen sind: Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft, 
Anliegen des Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutzes, Bedürfnisse 
des Tierschutzes, Ziele der Raumplanung. Darüber hinaus haben 
sie auf die Erfordernisse der Finanzpolitik und die finanzielle 
Situation der Bauherrschaft Rücksicht zu nehmen.

So bieten beispielsweise grosse Ökonomiegebäude oder 
Gemeinschaftsbauten beträchtliche wirtschaftliche Vorteile, doch 
kann ihre Grösse den Interessen des Landschaftsschutzes zuwi-
derlaufen. Desgleichen kann eine Wegerschliessung, der für den 
landwirtschaftlichen Betrieb notwendig erscheint, vom Standpunkt 
des Natur- und Landschaftsschutzes aus unerwünscht sein.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Der Bund:

Durch Gewährung von Beiträgen und Investitionskrediten fördert der 
Bund Bodenverbesserungen. Er legt die Mindestanforderungen und 
die Rahmenbedingungen für die Vergabe dieser Investitionshilfen 
fest und übt die Oberaufsicht über die verbesserten Strukturen aus. 
Im Rahmen des Verfahrens zur Gewährung von Bundeshilfen durch 
das Bundesamt für Landwirtschaft werden einzig die Aspekte 
geprüft, die für die Gewährung der betreffenden Hilfe eine 
Rolle spielen. Das Projekt wird nicht grundsätzlich (in technischer 
Hinsicht) neu beurteilt.
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Die Nachbarkantone:

Wenn Bodenverbesserungsarbeiten die Kantonsgrenzen 
überschreiten, sollte eine einzige Meliorationsgesetzgebung 
zur Anwendung kommen, damit nicht mehr als ein Verfahren 
durchgeführt werden muss. Jeder von den Arbeiten betroffene 
Grundeigentümer wird auf diese Weise gleich behandelt.

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

Je nach Art der Bodenverbesserung und vor allem bei Güter-
zusammenlegungen müssen die Gemeinden ihre Ortsplanung 
überprüfen, um insbesondere bestimmte Flächen den geschützten 
Zonen, den Waldzonen oder den der Landwirtschaftszone über-
geordneten geschützten Zonen zuzuteilen und den Fortbestand 
der durch die Güterzusammenlegung realisierten ökologischen 
Ausgleichsmassnahmen sicherzustellen.

Wenn ein Bodenverbesserungsprojekt eine Abänderung der Orts-
planung nötig macht, besteht keine gesetzliche Verpflichtung, diese 
Abänderung gleichzeitig mit der öffentlichen Auflage des Projektes 
ebenfalls öffentlich aufzulegen. Allerdings hat die Nachführung 
der Ortsplanung rasch zu erfolgen, um Bürgerinnen und Bürgern 
ein aktuelles Dokument vorlegen zu können.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Das Verfahren für die Realisierung eines Bodenverbesserungs-
projektes folgt in den grossen Linien den Empfehlungen der SIA-
Fachgruppe Kultur- und Vermessungsingenieure, des BUWAL und 
BLW.

Von der Einleitung des Verfahrens an erfordern die Boden-
verbesserungen die aktive Zusammenarbeit aller Kreise, die an der 
Bewirtschaftung des ländlichen Raums interessiert sind. Über die 
Privatinteressen der Grundeigentümer und Landwirte hinaus sind 
alle öffentlichen Interessen frühzeitig in den Entscheidungsprozess 
einzubeziehen.

Vorstudie

Je nach Art der Bodenverbesserung können folgende Grundlagen 
in Betracht gezogen werden: Untersuchung der landwirtschaft-
lichen Strukturen (Grad der Zerstückelung, Eigentums- und 
Pachtverhältnisse, Betriebszentren, Produktionstypen, bestehende 
Infrastrukturen usw.), technische Studien (Topographie, Geologie, 
Hydrologie, Naturgefahren usw.), ein Natur-Landschaft-Umwelt-
Inventar, eine integrale Sanierungsstudie.

Für kostspielige einzelbetriebliche Massnahmen sind ein Betriebs-
budget und ein Nutzungsprogramm des Volumens zu erstellen; 
die Existenzfähigkeit des Betriebes nach erfolgter Investition ist 
nachzuweisen.

Projekt

Die Koordination zwischen Beitrags -, Projektgenehmigungs- 
und Baubewilligungsverfahren bewirkt, dass ein von der 
zuständigen Kantonsbehörde genehmigtes Projekt im Rahmen des 
Bundesbeitragsverfahrens nicht mehr grundsätzlich (in technischer 
Hinsicht) in Frage gestellt wird.


